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                                                                      . 

72 Abs. 1 GG die Befugnis zur Gesetzge                                  

                                     -                                

durch Gesetz Gebrauch gemacht hat. Der Gesetzesentwurf zur 

Mietenbegrenzung in Berlin beruft sich auf die Gesetzgebungskompetenz 

zum Wohnungswesen (Art                                               I 

|                                                                      

                                                                            

                                 , ist zwar umstritten (dagegen Papier, 

Landeskom-                                                            

                                  -rechtliche und privatrechtliche Aspekte 

ei-                                        , Gutachten 2019, S. 36; Bat- tis, 

Verfassungsrec                                      , Gutachten 2019, S. 

8 f.), jedenfalls hat der Bund mit der Regelung des Mietpreis- rechts auf dem 

freien Wohnungsmarkt von seiner Kompetenz nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG 

abschließend Gebrauch gemacht, sodass die Ge- s                        

             rtt ist (so auch Papier aaO, S.7 ff.). 

                                                                      

                                                         - 

                                             inzips bei der Woh- 

nungsvermittlung im Jahre 2015 (BGBli                                    

§§88 556d ff. BGB Gebrauch gemacht, was vom BVerfG kompetenz- 

rechtlich nicht beanstandet wurde (vgl. BVerfG, NJW 2019, 3054 ff.). 

Zentrale Neuregelung ist §$ 556d Abs. 1 BGB, der vorsieht, dass die 

                                                                        

                                                                        - 

gentum eingegriffen werde. 

Miete in Gebieten mit einem anıgespannten Wohnungsmarkt zu Be-          

                                                                    

                . Die Mietpreisbegrenzung wurde damit durch den Bund 

umfassend und abschließend geregelt. 

Eine solche konzeptionelle Entscheidung des zus                 - 

                                                                 - 

                                                                (BVerfGE 
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      5 <3  >                                         -             

jedoch den Vermietern untersagt, von rechtlichen 

-2- 

       - keiten Gebrauch zu machen, die ihnen die §§88 556d f       

                                      dcie bundesstaatliche 

Kompetenzord- nung, die alle rechtsetzenden Organe dazu verpflichtet, ihre 

Regelun- gen so aufeinander abzustimmen, dass die Rechtsordnung nicht 

auf-                                                          (BVerfGE 

98,265<301>). 

 

 Dada 

Der Gesetzentwurf greiftfin die Eigentumsftreiheit der Wohnungseigen- 

      (und ihre Vertragsfreiheit) ein. 

                                                                  

                                                                -         

                                                                           

Interesse (Verhinderung der Genitrifizierung istGemeinwohlbelang). 

                                                         , den o.g. Zweck zu 

erreichen. 

                                                                   

                             gcj                                       

                      , wie es der Gesetzentwurf vorsieht, erscheint 

zweifelhaft. 

7 

-8- 

 (siehe auch Anlage). 

Vom sog. Mietenstopp werden unterschiedslos alle Vermieter erfasst, auch 

solche, die bislang nur geringe Mieten verlangt haben. Dies ist auch unter 

Art. 3 GG-Aspekten problematisch. 

                                                                  

                    3                                         -           
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                                                         - standhal     

                                                               

                . 

Aus dem gleichen Grund erscheint auch die Kappung zu hoher Be- 

                                                                         

die 2013 orts                               3                            

                W                                              

zweifelhaft. 

                                                         , um eine 

(verfassungswidrige) Substanzverletzung auszuschließen, wenn Ei- 

                                                                     

                                                                         

       . 

Es ist zudem durch den Gesetzentwurf selbst nicht abgesichert, dass 

durch die Ve                                                                 

                                , erwirtschaftet werden kann. 

 


